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IV.

Ordnungsstrafbestimmungen, Zwangsgeld 
und Rechtsmittel

§28
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer als Verantwortlicher vorsätzlich oder fahrlässig
aj durch fehlerhafte Projektierung oder Bauausführung die 

Stand- oder Funktionssicherheit der Bauwerke gefähr­
det,

b) zulassungspflichtige Erzeugnisse ohne Vorliegen einer 
Zulassung gemäß § 3 Abs. 6 produziert oder verwendet,

c) die Produktion von Erzeugnissen gemäß § 4 Abs. 4 nicht 
unterbricht, obwohl die Voraussetzungen für eine quali­
tätsgerechte Produktion nicht gegeben sind und eine 
Sondergenehmigung zur Fortführung der Produktion 
bzw. Lieferung bereits produzierter Erzeugnisse von der 
Staatlichen Bauaufsicht nicht erteilt worden ist,

d) ein Bauwerk ohne Vorliegen eines zustimmenden Prüf­
bescheides vorbereitet, errichtet, verändert, nutzt oder 
abbricht, soweit Prüfbescheide gemäß den §§ 7 bis 10 
in Verbindung mit den §§ 6 und 11 einzuholen oder ent­
gegenzunehmen sind,

e) Baumaterial vergeudet oder nicht ordnungsgemäß lagert,
f) seiner Pflicht zur Gewährleistung der Bausicherheit ge­

mäß § 12 nicht nachkommt,
kann mit einem Verweis oder einer Ordnungsstrafe von 10 M 
bis 500 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus Vor­
teilsstreben oder ähnlichen, die gesellschaftlichen Interessen 
grob mißachtenden Beweggründen oder wiederholt innerhalb 
von 2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet 
worden, oder ist ein größerer Schaden verursacht worden oder 
hätte er verursacht werden können, kann eine Ordnungsstrafe 
bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Leiter der - Staatlichen Bauaufsicht im Ministerium für 
Bauwesen, den Leitern der Abteilungen für Industrie- und 
Spezialbau, den Leitern der Staatlichen Bauaufsicht in den 
Bezirken und Kreisen sowie den Leitern der Sonderbauauf­
sichten gemäß '§ 33.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§29
Zwangsgeld

(1) Der Leiter der Staatlichen Bauäufsicht im Ministerium 
für Bauwesen, die Leiter der Abteilungen für Industrie- und 
Spezialbau, die Leiter der Staatlichen Bauaufsicht in den Be­
zirken und Kreisen sowie die Leiter der Sonderbauaufsichten 
können zur Durchsetzung von Auflagen gemäß den §§ 11 
Ab's. 3, 12 Absätze 2 und 4 sowie 22 Abs. 2 Zwangsgeld fest­
setzen. Zwangsgeld kann gegenüber

a) Staatsorganen, wirtschaftsleitenden Organen, Kombina­
ten, Betrieben, Genossenschaften und Einrichtungen bis 
zu 50 000 M,

b) Bürgern bis zu 5 000 M 
festgesetzt werden.

(2) Die Höhe des Zwangsgeldes soll unter Berücksichti­
gung der Bedeutung der Auflagenerfüllung und der Schwere 
der Pflichtverletzung, bei Verantwortlichen gemäß Abs. 1 
Buchst, а auch der Wirkungen auf die Fonds, festgesetzt wer­
den.

(3) Die Anwendung eines Zwangsgeldes ist vorher anzu­
drohen. Die Androhung muß enthalten:
— die genaue Bezeichnung der Handlung, deren Durchfüh­

rung erzwungen werden soll,

— die Frist, innerhalb der die Handlung durchgeführt wer­
den soll,

— die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes.
Zwangsgeld kann für die gleiche Pfichtverletzung wiederholt 
festgesetzt werden. Die wiederholte Festsetzung ist jeweils 
erneut anzudrohen.

(4) Die Festsetzung des Zwangsgeldes muß eine Rechtsmit­
telbelehrung enthalten.

(5) Zwangsgeld ist auf Antrag an die kontoführende Bank 
vom Konto des Zwangsgeldschuldners abzubuchen und der 
Staatlichen Bauaufsicht zu überweisen. Gehört der Zwangs­
geldschuldner nicht zum Bereich der sozialistischen Wirt­
schaft, ist auf Ersuchen der Staatlichen Bauaufsicht nach den 
Rechtsvorschriften über die Vollstreckung von Geldforderun­
gen der Staatsorgane zu vollstrecken.

(6) Eingenommene Zwangsgelder sind an den Haushalt 
abzuführen.

§30
Beschwerdeverfahren

(1) Entscheidungen der Staatlichen Bauaufsicht nach dieser 
Verordnung haben schriftlich zu ergehen, eine Rechtsmittel­
belehrung zu enthalten, sind zu begründen und den Betrof­
fenen auszuhändigen oder zuzusenden. Ist eine Entscheidung 
dringend geboten, kann sie zunächst mündlich bekanntgege­
ben werden. Sie ist innerhalb von 5 Arbeitstagen durch die 
zuständige Staatliche Bauaufsicht schriftlich auszufertigen.

(2) Gegen die nach dieser Verordnung getroffenen Ent­
scheidungen der Staatlichen Bauaufsicht und die Festsetzung 
von Zwangsgeld kann Beschwerde eingelegt werden. Die Be­
schwerde ist innerhalb 4 Wochen nach Zugang der schrift­
lichen Entscheidung schriftlich oder mündlich unter Angabe 
der Gründe bei der Staatlichen Bauaufsicht einzulegen, die 
die Entscheidung getroffen hat.

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb 2 Wochen nach ihrem 
Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht oder nicht 
in vollem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb dieser Frist 
dem übergeordneten Leiter der Staatlichen Bauaufsicht zur 
Entscheidung zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde ist 
davon zu informieren. Der übergeordnete Leiter der Staat­
lichen Bauaufsicht entscheidet innerhalb weiterer 4 Wochen 
endgültig. Über Beschwerden gegen Entscheidungen, die der 
Leiter der Staatlichen Bauaufsicht im Ministerium für Bau­
wesen getroffen hat, entscheidet der Minister für Bauwesen 
innerhalb dieser Frist endgültig.

(4) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
dieser Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwi­
schenbescheid unter Angabe der Gründe sowie des Abschluß­
termins zu geben.
■ (5) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Die 

für die Entscheidung jeweils zuständige Staatliche Bauaufsicht 
kann jedoch die Durchführung der ausgesprochenen Maß­
nahme bis zur endgültigen Entscheidung vorläufig aussetzen.

(6) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Einreichern der Be­
schwerden auszuhändigen oder zuzusenden.

V.
Schlußbestimmungen

§31
Gebühren

(1) Für die Tätigkeit der Staatlichen Bauaufsicht werden 
Gebühren gemäß den geltenden Rechtsvorschriften7 erhoben.

(2) Gebühren für Prüfbescheide sind vom Rechtsträger oder 
Eigentümer des vorzubereitenden, zu errichtenden oder vor-

7 Z. Z. gilt die Anordnung vom 23. Juli 1979 über die Festsetzung und 
Erhebung von Gebühren für Leistungen der Staatlichen Bauaufsicht 
(GBl. I Nr. 25 S. 232).


